


















































































Organisationen unter Ausschluß von Links-und Rechtsextremisten und 
die Isolierung dieser antidemokratischen Gruppen ist zur Bewältigung 
der Zukunftsaufgaben der Studentenschaft notwendig. 

II. Für eine Grundwertebezogene Politik-
Die ethischen Herausforderungen der Zukunft 
annehmen 

Die Gestaltung der Zukunft ist ein Prozeß, der bei den entscheidenden 
Fragestellungen mehr als konzeptionslosen Pragmatismus verlangt. 
Dies trifft in besonderem Maße auf die Frage der Anwendung und der 
Verantwortbarkeit von Ergebnissen der wissenschaftlichen Forschung, 
aber auch auf die Wahl der Forschungsziele selbst zu . Wir müssen uns 
deshalb gerade als Studentenverband zu den ethischen Herausforde­
rungen zentraler Zukunftsprobleme äußern und die Grundwertebezo­
genheit unserer Politik verdeutlichen. 

1. RCDS für eine grundwertebezogene Politik 
ln allen politischen Einzelentscheidungen muß der Bezug zu den zen­
tralen Grundwerten der RCDS-Politik hergestellt und verdeutlicht wer­
den. Die Bedeutung und das Verhältnis der Grundwerte des RCDS­
Freiheit, Gleichheit, Gerechtigkeit, Solidarität- sind im Grundsatzpro­
gramm "Für eine offene und solidarische Gesellschaft" von 1976 defi­
niert. Nur der ständige Bezug zu grundsätzlichen politischen Ideen 
vermag der Entscheidu11g in Detailfragen der Politik Bedeutung und 
Glaubwürdigkeit zu verleihen. Aus dem Verständnis unserer Grund­
werte können wir zwar nicht eindeutig bestimmte politische Ziele und 
Vorgehansweisen als richtig ableiten, doch dürfen unsere Ziele und Ver­
gehensweisen in keinem Fall unseren Grundwerten widersprechen. 
Grundwertbezogene Politik steht unter dem Anspruch aktiver Zu­
kunftsgestaltung; sie steht also im Gegensatz zu einer Politik, die auf 
das Erreichen eines visionären Endziels ausgerichtet ist oder sich 
pragmatisch von ständig wechselnden Stimmungen und Anforderun­
gen leiten läßt. 

Aus den Grundwerten seiner Politik leitet der RCDS Grundsätze einer 
demokratischen Gesellschaftsordnung ab, die eine freiheitliche 
Grundlage für das Zusammenleben der Menschen darstellt. Diese 
Grundsätze sind: 
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Verwirklichung der Menschenrechte, 
Pluralismus, 
Meinungsfreiheit, 

Mehrparteiensystem, 
Oppositionsrechte, 
Gewaltenteilung, 
Rechtsstaatsprinzip, 
Sozialstaatsprinzip. 

Wir weiterhin für eine optimale Verwirklichung dieser 
Grundsatze emsetzen und so einen Beitrag zur Weiterentwicklung un­
serer Gesellschaft leisten. 

2. Unser ethischer Anspruch 

Nach Auffassung des RCDS ist eine bestimmte politisch optimale Ge­
weder durch die geschichtliche Entwicklung vor­

herbestlmmt, noch läßt sie sich als verbindliches Ziel des politischen 
Handeins festschreiben. Wir begreifen Geschichte als offenen Prozeß 
und lehnen deterministische Auffassungen und diesseitige Heilserwar­
tungen ab. 

Wir .unser politisches Handeln nicht nur gesinnungsethisch an 
pos1t1ven Z1elen aus, sondern beziehen auch die Verantwortung für 

Folgen unserer Politik in die Entscheidungstindung ein. 
D1e 1m Grundsatzprogramm genannten Werte "Freiheit, Gleichheit, 
Gerechtigkeit, Solidarität" .weisen auf den fundamentalen Bezugs­
punkt unseres Handeins hm: Der oberste Wert in der Politik ist und 
bleibt die Menschenwürde. Wo der Mensch als Objekt, als bloßes Mittel 
zum Zweck und nicht als einzigartige Persönlichkeit, als Wert an sich 
betrachtet wird, da ist die Grenze zulässiger politischer Herrschaft 
überschritten. 

Unsere politischen Gegner an der Hochschule machen immer wieder 
politische Ziele zu ihren Hauptthemen, die an die Gefühle und das mo­

der Studenten appellieren sollen. Dies geschieht 
m der. Regel m1t Schlagworten, die eine positive Bedeutung habe.n, 
und Parolen, Inhalte in ihrer Allgemeinheit uneingeschränkte 

verdienen. Kein vernünftiger Mensch wird etwa gegen 
oder Chancengleichheit im Bildungswesen 

sem. Hmter den pos1t1ven Schlagworten bleibt jedoch die eigentliche 
Fragestellung ver.b?rgen: welche bestehenden politischen Ordnungen 
und Verfahren (m1t 1hren Vor- und Nachteilen) sollen durch welche neu­
en Systeme und Verfahren (mit neuen Vor- und Nachteilen) ersetzt 
werden? 

Die An.tworten auf diese Frage zeigen dann deutlich, daß ge­
rade .. dle "forts.chrittlichen" Kräfte zur "Verbesserung der 
Welt Rezepte anbieten, d1e entweder nicht durchführbar sind oder bei 
dem Versuch der Verwirklichung bereits zu schlechteren Ergebnissen 
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geführt haben. Da es schon bei der realen (Teii-)Verwirklichung der po­
litischen Strategie der studentischen Linken zu unüberwindlichen 
Schwierigkeiten kommt, versucht sie wenigstens für die Zukunft optimi­
stische Heilserwartungen zu wecken. Je optimistischer der utopische 
Endzustand geschildert wird , desto rücksichtsloser glaubt man aber 
auch, in die Rechte der heute lebenden Menschen eingreifen zu dür­
fen . Wenn es um das "Wohl der Menschheit" geht, haben sich angeb­
lich alle Interessen diesem Ziel unterzuordnen. 

3. Selbstbeschränkung politischer Machtausübung 
Die Achtung der Menschenwürde des Andersdenkenden läßt Gewalt in 
jeder Form als Mittel zur Durchsatzung der eigenen politischen Ziele 
ausscheiden . Sie begrenzt auch die Geltungskraft des demokrati­
schen Mehrheitsprinzips, da der Staat bei der Entscheidung bestimm­
ter Fragen (z .B. Gewissensfragen) nicht auf den Gehorsam aller 
Bürger rechnen darf und diese Fragen deshalb auch nicht in seine 
Entscheidungs- und Durchsatzungskompetenz fallen . 
Würden wir politische Entscheidungen nicht durch einen Mehrheits­
entscheid, sondern durch ein Konsensverfahren lösen , dann würde 
sich die Frage der Entscheidungs- und Durchsatzungskompetenz -
zumindest theoretisch - erübrigen. Praktisch ist eine absolute Kon­
sensfindungung aber unmöglich. Da ein besseres Entscheidungsfin­
dungsverfahren als das der öffentlichen Diskussion mit anschließen­
der Mehrheitsentscheidung nicht ersichtlich ist, müssen wir mit den 
Schwächen und Grenzen des Mehrheitsprinzips leben. 
Jede Mehrheitsentscheidung unterliegt der allgemeinen Irrtumsmög­
lichkeit des Menschen und kann deshalb nicht "endgültige Richtig­
keit' ', sondern nur "vorläufige Geltung" beanspruchen. Von der Min­
derheit kann man also nur dann die Akzeptanz der Entscheidung der 
Mehrheit verlangen, wenn sie die Chance behält, auch nach der Ent­
scheidung durch Überzeugungskraft selbst zur Mehrheit zu werden . 
Umgekehrt gilt aber auch: weil die Minderheit der gleichen Irrtums­
möglichkeit unterliegt, kann sie für ihre Position ebensowenig absolute 
Geltung beanspruchen . 

4. Verantwortung für humanen Fortschritt 
Eine grundwertebezogene Politik ist insbesondere gefordert, wenn es 
um die Anwendung und Verantwortbarkeit der Ergebnisse des 
wissenschaftlich-technischen Fortschrittes und um die Wahl der For­
schungsziele selbst geht. 
Der Fortschrittsglaube, der die Menschen seit dem Beginn der indu­
striellen Revolution ergriffen hat, droht zum Ende unseres Jahrhun­
derts in einen tiefen Zukunftspessimismus umzuschlagen. Ein "Aus-
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stieg" aus der Industriegesellschaft kann aber zur Lösung der Proble­
me nicht beitragen . Deshalb ist der einzig realistische Weg die Fortent­
wicklung der lndustriegesellschaft. Technischer Fortschritt ist für den 
RCDS nicht Selbstzweck, er muß im Einklang mit den Lebensinteres­
sen des Menschen und seiner Umwelt stehen und ist nur ein Hilfsmittel 
für weiteren sozialen, humanen und kulturellen Fortschritt. 
Es wäre jedoch falsch , an die Fortentwicklung technischer Möglichkei­
ten überzogene Erwartungen zu knüpfen . Eine Beantwortung der 
Sinnfragen des Lebens, materieller Überfluß ohne soziale Probleme 
und Freiheit von Krankheit, Leid und Konflikten kann durch wissen­
schaftlich-technischen Fortschritt nicht erreicht werden. Aufgabe einer 
grundwertebezogenen und verantwortungsvollen Politik ist die Be­
grenzung der Risiken , die für den einzelnen und die gesamte Mensch­
heit durch neue Entwicklungen entstehen können. Leben und Gesund­
heit des Menschen haben dabei Vorrang vor wirtschaftlichem Nutzen. 
Um zur Verwirklichung der oben genannten Grundsätze beizutragen, 
ist es erforderlich, daß der RCDS auf allen Ebenen verstärkt zukunfts­
orientierte Fragestellungen aufgreift. Hier bietet sich uns die Chance, die 
Meinungsführerschaft in den Reihen der Studenten bezüglich wichtiger 
Politikbereiche zu erreichen bzw. wiederzugewinnen und den Grundwer­
tebezug christlich-demokratischer Politik zu verdeutlichen. 
Als Beispiele für geeignete Themen seien folgende Problembereiche 
genannt, an denen durch technischen Fortschritt entstandene Span­
nungsfelder grundwertebezogen diskutiert werden sollten : 

Neue Erkenntnisse in der Gentechnik können zur Lösung von Er­
nährungsproblemen, zur Gewinnung von Heilmitteln und zur Ent­
wicklung von Heilverfahren beitragen. Auf der anderen Seite steht 
aber auch die Gefahr unüberschaubarer Manipulationen an pflanz­
lichem, tierischem und vor allem menschlichem Erbgut. 
Die zunehmende Erfassung und Speicherung von Personal- und 
Wirtschaftsdaten ermöglicht neben rationellerem Wirtschaft~n 
auch den Mißbrauch der Daten durch "allwissende" Institutionen. 
Die Nutzung neuer Informations- und Kommunikationstechniken 
bietet die Chance zu direkter und vielfältiger Information, stellt den 
Benutzer aber auch vor ein umfangreiches Auswahlproblem und 
beinhaltet besondere Schwierigkeiten bei der Medienerziehung 
von Kindern und Jugendlichen. 
ln der beruflichen Arbeitswelt bedeuten Rationalisierung und Auto­
matisierung häufig gleichzeitig arbeitsphysiologische Erleichte­
rung und soziale Vereinzelung, individuelle Arbeitsplatzgefähr­
dung und gesamtwirtschaftliche Sicherung von Arbeitsplätzen. 
Kernenergie kann einerseits als sparsamer Umgang mit fossilen 
Brennstoffen zum Nutzen der Dritten Welt und späterer Generatio-
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nen verstanden werden . Andererseits kann durch Radioaktivität 
das Leben und die Gesundheit der Menschen und zukünftiger Ge­
nerationen gefährdet werden . 
Die Entwicklung von im Weltraum stationierten Defensivwaffen 
kann den Einsatz strategischer atomarer Vernichtungswaffen sinn­
los machen, aber gleichzeitig eine neue kostenintensive Drehung 
der Rüstungsspirale bedeuten . 

Wo der Mensch als Maßstab der Politik ausgedient hat, können groß­
technischer Machbarkeitswahn oder utopische Heilserwartung glei­
chermaßen zur Zerstörung eines politischen Gemeinwesens führen . 
Dies zu verhindern ist unsere Aufgabe, auch wenn sie mühsam ist und 
der Gesamtzusammenhang in der politischen Alltagsarbeit nur allzu 
häufig aus dem Blickfeld gerät. 

II I. Verantwortung wagen : 
Wir gestalten Zukunft- RCDS 

1. Parlamentarische Demokratie als Verpflichtung zum Engagement 

Der RCDS bekennt sich zur parlamentarischen Demokratie als einzig 
möglicher Organisationsform einer offenen und solidarischen Gesell­
schaft. Wir stellen uns den Gegnern unserer Verfassungsordnung ent­
schieden entgegen und lehnen politische Apathie und Gleichgültigkeit 
gegenüber der Situation in unseren Hochschulen ab. Wir werben für 
unsere politischen Ideen und verstehen uns als die progressive Alter­
native zu denjenigen Kräften , die Studentenpolitik nur als Vehikel für 
andere Zwecke mißbrauchen wollen. 
Wir bekräftigen deshalb unser im RCDS-Grundsatzprogramm begrün­
detes Plädoyer für eine parlamentarische und repräsentative Demo­
kratie und geben ihr Vorrang vor basisdemokratischen Strukturen: 
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Parlamentarische Demokratie ist die Staatsform, die dem Men­
schen hinsichtlich seiner Natur als mit vorstaatlichen Individual­
rechten versehenen Person am ehesten gerecht wird . 
Unsere parlamentarische Demokratie setzt die Freiheit der Men­
schen sowie ihre Gleichheit vor dem Gesetz voraus und erstrebt 
Gerechtigkeit als Ausdruck gegenseitiger Solidarität. Mit Hilfe ihrer 
Institutionen geht es in der parlamentarischen Demokratie grund­
sätzlich um einen friedlichen Ausgleich widerstreitender Interes­
sen. Institutionen und festgelegte Verfahren schaffen dabei einen 
sachlichen Begründungszwang und verhindern dadurch eine ge­
zielte Emotionalisierung politischer Entscheidungen. 

Unsere parlamentarische Demokratie berücksichtigt auch, daß wir 

k~~ne.letzte S~?herheit f~r unser .l?enken und Handeln haben. Das 
stand1ge Bemuhen um e1ne Bese1t1gung von Mißständen und das Er­
setzen weniger guter durch bessere Lösungen ist somit nicht nur eine 
Absage gegenüber vorgefaSten Heilsperspektiven, sondern auch ei­
ne Anerkennung der Irrtumsmöglichkeit des Menschen. Unsere par­
lamentarische Demokratie geht nicht von einem Idealbild des Men­
schen aus, sondern ermöglicht es, Unfreiheit und Unterdrückung des 
Menschen institutionell zu verhindern. 

Unsere parlamentarische Demokratie trägt der Begrenztheit des 
Menschen sowie der Komplexität der von ihm zu lösenden Proble­
me Rechnung, ermöglicht die Verbindlichkeit von kurzfristig nöti­
gen Entscheidungen, entlastet von dem ständigen Zwang, sich an 
politischen Entscheidungsprozessen zu beteiligen und schafft da­
mit mehr Freiraum, Spezialwissen zu erwerben und für Problemlö­
sungen nutzbar zu machen . 

Aus unserer bisherigen Arbeit in den Hochschulen wissen wir, daß das 
basisdemokratische Modell der parlamentarischen Demokratie unter­
legen ist, da Basisdemokratie die Vorteile und Bedeutung persönlicher 
Verantwortung in einer sozialen Gemeinschaft unterschätzt. Statt be­
grenztem Vertrauen prägt gegenseitiges Mißtrauen den Umgang mit­
einander. So hebt z.B. das imperative Mandat die freie und eigenver­
antwortliche Gewissensentscheidung der Mandatsträger zugunsten 
derjenigen auf, die an Einzelentscheidungen interessiert sind. Damit 
dominieren häufig zufällige Präsenzmehrheiten. Basisdemokratie ge­
fährdet die Gewaltenteilung, gewährleistet individuelle Freiheiten und 
Minderheitenschutz nicht institutionell , schränkt Oppositionsrechte 
ein und unterschätzt politische Kontinuität sowie zentrale Kooperation 
in ihrer Bedeutung. 
Da Basisdemokratie letztlich von der unrealistischen Annahme aus­
geht, es sei möglich, zu einer Übereinstimmung aller Interessen zu 
kommen , wird auf Vereinbarungen zum Konfliktaustrag verzichtet. 
Durch die unklare Festlegung dessen, was Basis eigentlich ist, gerät 
Basisdemokratie leicht in die Gefahr, Machtbeschaffungsinstrument 
für wohlorganisierte Minderheiten zu werden. Diese können ihren Ein­
fluß meistens nur durch eine Betroffenheitsstrategie geltend machen, 
bei der "echte Betroffenheit" nur denen zugestanden wird , die die ei­
gene politische Meinung teilen . 

2. Verantwortung statt Betroffenheit 
Motivation für unsere politische Arbeit ist demgegenüber der Wille, stu­
dentische Interessen in Hochschule und Gesellschaft zu vertreten und 
für die Verwirklichung einer offenen und solidarischen Gesellschaft zu 
arbeiten. Dabei orientieren wir uns am Prinzip der Verantwortung. Poli-
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tik darf ~icht hauptsächlich durch Gefühle gesteuert werden; sie muß 
jedoch Angste und Sorgen ernstnehmen. 

Bei einer vornehmlich durch Gefühle gesteuerten Politik werden Sym­
pathien und Antipathien leicht zum Maßstab des politischen Urteils, 
weil man nicht allen Menschen gegenüber gleiche Gefühle hat. Die 
sachlich-argumentative Auseinandersetzung wird dann persönlichen 
Emotionen untergeordnet und das Verfolgen langfristig wichtiger Ziele 
wird abhängig vom emotionalen Empfinden und dem sich daraus ge­
gebenenfalls ergebenden Freund-Feind-Verhältnis. Weil Gefühle für 
andere Menschen nicht vom Maßstab der Gerechtigkeit geleitet wer­
den , ist das Verfolgen einer solchen Politik ungerecht. Sie unterliegt 
der Gefahr, nur gesinnungsethisch zu handeln, anstattauch die Folgen 
des Handeins vorher mit abzuwägen. 

Der RCDS lehnt daher in der Konsequenz einen Vorrang von Emotio­
nalität und Irrationalität in der Politik ab. Im intellektuellen und morali­
schen Konflikt zwischen Rationalität und Irrationalität hält er am 
Vorrang der Rationalität in der politischen Auseinandersetzung fest , 
denn in ihr kommt es vor allem auf die Beziehungen von Menschen 
und Sachen an . Hieraus erwächst das "Gefühl der Verantwortung" und 
der politische Wille. Betroffenheit und Ängste können zum Ansporn für 
Verantwortung werden, als Maßstab politischen Handeins sind sie aber 
nicht geeignet. Dieses Bekenntnis zum Ursprung des politischen Wil­
lens ist von moralischer Qualität, indem es jene Ungerechtigkeiten 
ausschließt, die eine rein emotionale Bestimmtheit des politischen Wil­
lens hervorruft. 

3. Unsere Verantwortung für die Hochschulen -
offensiv für Bildung 

Gruppenegoismen der Interessenverbände im Bildungswesen haben 
in der Vergangenheit immer wieder prägenden Einfluß auf bildungspo­
litisches Handeln genommen. Gerade die Verbände der in Schulen 
und Hochschulen Lehrenden sollten sich im Bewußtsein ihrer Verant­
wortung für Bildung nicht aus rein gruppenegoistischen Motiven ge­
gen die notwendigen Veränderungen im Bildungswesen sperren. 
Trotz des Bemühens, die Bildungspolitik in der Bundesrepublik Deutsch­
land zu koordinieren, ist festzustellen , daß eine Einheitlichkeit im Bil­
dungswesen verlorenzugehen droht. Die Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung und Forschungsförderung sowie die Kultusmini­
sterkonferenz (KMK) sind nicht in der Lage, die parteipolitischen Tren­
nungslinien in der Bildungspolitik zu überwinden. 

Es ist daher dringend geboten , sicherzustellen , daß Bildungspolitik ein 
Bereich wird , der sich ausschließlich für die Zukunftschancen der jun­
gen Menschen, der Kinder, Schüler und Studenten einsetzt und nicht 
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als Instrument gesellschaftspolitischer Veränderungen mißbraucht 
wird . 

Die Reformen im Bildungswesen haben sich in den v~rga~genen 20 
Jahren vorrangig auf die Veränderung der Strukturen 1m Blld.ungssy­
stem konzentriert . Hierbei ist jedoch der eigentliche Kern der Bildungs­
reform nämlich die nach wie vor ausgebliebene inhaltliche Reform, 
nicht ~irksam und durchgreifend in Angriff genommen worden. 
Christlich-demokratische Bildungspolitik ist der Frei.heit verpfli.chtet. 
Sie richtet sich am Einzelnen aus. Ihr Ziel ist der semer Fre1he1t und 
Verantwortung in seinem Denken und Handeln bewußte ~ensch. ~er 
Einzelne muß seinen Weg in die Zukunft gehen. Ihm dafur das R~st­
zeug zur Verfügung zu stellen, ihm s~inen ~usgangspu~kt und One~­
tierungsmarken vertraut zu machen, 1st Anlle~en c~nstllc~-demokratl­
scher Bildungspolitik. Dem Menschen darf mcht em best1~mter Weg 
aufgezwungen werden , aber es soll ihm geholfen w~rde~ , s1ch als un­
verwechselbare Person in selbständigem Handeln m semer Welt und 
seiner Zeit zurechtzufinden . 

Im Vordergrund gezielter Bemühungen mu.ß in den. nächsten J~hren 
das Anliegen stehen, daß die Hochschulen 1hre~ Be1trag dazu le1sten, 
die Technik menschlich zu meistern . Der techmsche Wandel muß ge­
zielt zur H umanisierung eingesetzt werden . Vor allem die Hochschulen 
sollten diese Diskussion aufgreifen, Forum sein für entsprechende Fra­
gestellungen. Alle wissenschaftli~hen Ein~eldisziplinen ~üss~n .g~­
meinsam und aufeinander abgestimmt gefordert und zur mterdiSZipll­
nären Zusammenarbeit angehalten werden. 

Die Bildungseinrichtungen haben für die Zuku.nft~~hancen der jungen 
Generation und für die Zukunft unserer fre1he1tllchen Gesellscha~ 
wichtige Aufgaben zu erfüllen . ln einem gewand.elten ges~llschaftll­
chen Umfeld mit neuen Problemstellungen muß s1ch ~uch d1e Art d~r 
Aufgabenerfüllung wandeln . Die Politik muß sie~ e~.dllc.h zu Entsc~el­
dungen durchringen, zu Entscheidungen offensiV fur Bildung. 

Die Hochschulpolitik muß unserer Ansicht nach fünf wichtige Aufga­
ben anpacken : 

1. so muß die Finanzierung des Bildungswesens Priorität haben , um 
die Qualität von Bildung und Ausbildung sicherzustellen. 

2. so muß mit der Vorstellung vom " lebenslangen Lernen" und desn in 
diesem Zusammenhang erforderlichen Verbesserungen der tu­
dienstrukturen ernst gemacht werden. Die Kapazitäten der Hoch­
schulen sind zu gering, um diese Aufgabe erfüllen zu können . 

3. so müssen alle Fächer der Hochschulen sich endlich den Erforder­
nissen der informationstechnischen Revolution stellen. 

87 



4. so müssen neue inhaltliche Schwerpunkte, z.B. Umweltbildung 
und neue didaktische Möglichkeiten Berücksichtigung finden . 

5. so müssen durch eine wirksame Studienreform die überlangen 
Ausbildungszeiten ohne den Einsatz von Zwangsmachnanismen 
abgebaut werden. 

Für die genannten Themen muß der RCDS- auch in Zusammenar­
beit mit Bündnispartnern - Wege festlegen , auf denen er diese Ziele 
erreichen will. 
So muß der RCDS immer wieder deutlich machen, daß Bildungsinve­
stitionen Zukunftsinvestitionen sind und deshalb vorrangige Bedeu­
tung haben z.B. vor Erhaltungssubventionen. Die Durchsatzung 
qualifizierter Studienreform bedingt für den RCDS, daß er jederzeit 
ausgereifte Reformvorschläge für die einzelnen Fächer präsentieren 
kann . Dazu hat der RCDS bereits seit Jahren eine kontinuierliche Ar­
beit in den Bundesfachtagungen (BFT's) geleistet. 
Ergebnis dieser die Fachschaftsarbeit der Fachgruppen des RCDS 
koordinierenden BFT's sind Studienreformvorschläge für fast alle Fä­
cher. Angesichts der zu beobachtenden Diversifikation der Studien­
gänge ergibt sich die Notwendigkeit für die BFT's, ihre bisherigen 
Konzepte immer wieder zu aktualisieren. 
Den RCDS-Vertretern an den Fachbereichen kommt die entscheiden­
de Aufgabe zu, diese Rahmenvorschläge hochschulspezifisch auszu­
gestalten und auf ihre Durchsatzung in den Gruppen der Hochschul­
selbstverwaltung hinzuwirken. 

4. Für eine demokratische Hochschule 

a) Für eine starke Gruppenuniversität 

Für den RCDS ist Wissenschaftspluralismus eine wesentliche Voraus­
setzung für eine offene und pluralistische Gesellschaft. Das erfordert 
Freiheit von Forschung und Lehre an den Hochschulen . Verwirklichbar 
ist dieses Ziel jedoch nur dann, wenn die Hochschulen die Möglichkeit 
haben, ihre Angelegenheiten in autonomer und demokratischer Weise 
zu regeln . 
Voraussetzung dafür ist, daß alle an der Hochschule vertretenen Grup­
pen an allen Entscheidungen in den Angelegenheiten der Hochschule 
adäquat beteiligt werden. Zur Bewältigung aller wichtigen Herausfor­
derungen der Hochschulpolitik wird von der Bundesregierung und den 
Landesregierungen zu Recht- oft allerdings nur verbal- auf die Au­
tonomie der Hochschulen gesetzt. 
Autonome Hochschulen können die wichtigen Herausforderungen der 
Zukunft nur bestehen, wenn ihre Entscheidungen in einer Gruppenuni-
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versität fallen und hier den breiten Rückhalt aller in der Hochschule Be­
teiligten- und damit vor allem von der zahlenmäßig stärksten Gruppe 
der Studenten- finden . 

b) Für eine starke und demokratische Interessenvertretung der 
Studenten 

Weil der RCDS von der Reformfähigkeit wie auch von der Unvollkom­
menheit unserer Gesellschaft ausgeht, sehen wir es als unsere Aufga­
be an , mit allen demokratischen Kräften an den Hochschulen zu 
kooperieren . Die Durchsatzung von Reformen und die Sicherung de­
mokratischer Strukturen an den Hochschulen setzt ein gemeinsames, 
überzeugtes und zugleich kritisches Engagement aller Befürworter un­
serer Gesellschaftsordnung voraus. 
Das Gespräch mit demokratisch eingestellten Studenten und Studen­
tenorganisationen wird infolge der gemeinsamen Grundpositionen 
pragmatisch und alltagsbezogen, sicherlich aber auch teilweise kon­
trovers sein und somit leicht in die Gefahr geraten , die grundsätzliche 
Gemeinsamkeit, nach demokratischen Reformen zu streben, aus dem 
Blickfeld zu verlieren. Diese Gefahr besteht gerade auch deshalb, weil 
die universitäre Alltagsdiskussion sehr stark dahin tendiert , zur eige­
nen Identitätsbewahrung existierende Differenzen zu bestärken anstatt 
auf ihren Ausgleich hinzuwirken oder sie einfach auszuhalten. 

5. Unsere Aktionsformen 
a) Pluralistisches Forum 
Pluralistische Foren sind Veranstaltungen, auf denen es zu Diskussio­
nen zwischen Vertretern verschiedener politischer, wissenschaftlicher 
und kultureller Strömungen kommt. Die Wiederbelebung dieser offe­
nen Diskussion ist gerade an den Hochschulen sehr wichtig . Pluralisti­
sche Foren sind nicht an eine bestimmte Organisationsform 
gebunden , sollen möglichst langfristig angelegt sein und müssen offen 
für Veränderungen und aufnahmefähig für Erfahrungen sein . 
Aufgaben dieser Pluralistische Foren sind: 

die studentische Interessenvertretung auf der Grundlage einer Po­
litik des Demokratischen Dialoges voranzutreiben, 
die Diskussion zwischen verschiedenen studentischen Organisa­
tionen zu fördern , um Übereinstimmungen herauszuarbeiten und 
bestehende Differenzen zu klären , 
den Kontakt zwischen Studentenschaft und Parteien zu vermitteln , 
um die unmittelbare Kommunikation miteinander zu ermöglichen, 
Kontakte der Studentenschaft zu inner- und außeruniversitären po­
tentiellen Partnern anzubahnen , solche Kontakte zu erhalten und 
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zu erweitern , 
mehr Studenten für die Notwendigkeit und Möglichkeit langfristi­
gen persönlichen pol itischen Engagements zu interessieren, 
bewußte und unbewußte Defizite im Lehrangebot und in der For­
schungstätigkeit der Hochschulen aufzudecken und im Sinne ei­
nes unverzichtbaren Wissenschaftspluralismus auszugleichen , 
Veranstaltungen zu den wichtigsten gesellschaftlichen Fragen an­
zubieten , um außeruniversitäre Gruppen und die Öffentlichkeit in 
das Geschehen an der Hochschule einzubinden , 
gesellschaftliche Entwicklungstendenzen kritisch-rational zu ana­
lysieren und Informationen darüber zur Verfügung zu stellen . 

b) Mitverantwortung und Mitgestaltung durch Politisch 
demonstratives Handeln 

Wir beschränken uns nicht darauf, Forderungen zu stellen, Erklärun­
gen abzugeben, alles und jedes zu kritisieren und zu zahlreichen The­
men Resolutionen zu verfassen , wie es viele - oft ohne jede 
Sachkompetenz - gern tun. Wir artikulieren studentische Anliegen 
und bringen sie durch Interessenvertretung und Institutionenarbeit in 
die öffentliche Diskussion ein . Wir zeigen durch unsere Aktionen und 
durch unsere tägliche Arbeit an der Hochschule, wo es unserer Ansicht 
nach " langgehen" soll. 
Voraussetzung dafür ist selbstverständlich eine gute Vorbereitung je­
der Aktion und Sachkompetenz auf dem jeweiligen Gebiet; "action" 
um ihrer selbst willen lehnt der RCDS ab: 

Wir kritisieren nicht nur die Studienbedingungen, sondern arbeiten 
in Hochschulgremien konkret für ihre Verbesserung. 
Wir klagen nicht nur über die Wohnungsnot unter Studenten, wir 
organisieren Zimmervermittlung. 
Wir kritisieren nicht nur die ZVS-Bürokratie, wir helfen durch unse­
ren bundesweiten Studienplatztausch . 
Wir predigen nicht nur Solidarität mit der Dritten Weit, wir leisten 
Hilfe für konkrete Projekte z.B. durch Sammlungen in den Mensen. 
Wir klagen nicht nur über einen Mangel an Zusatzangeboten zum 
Studium - wir bieten im Rahmen studentischer Selbsthilfe eine 
bundesweite Praktikantenbörse an . 

Dies bewirkt: 
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erhöhte Glaubwürdigkeit für den RCDS, 
sichtbare politische Präsenz, 
geistige Führung durch die Vorgabe konkret umsetzbarer Vorstel­
lungen , 
die Notwendigkeit für andere, sich mit unseren Vorstellungen kon-

kret auseinanderzusetzen . 
Das Prinzip des Politisch-demonstrativen Handeins macht uns zu 
Agierenden statt zu Reagierenden . Unser Agieren ist kein blinder Ak­
tionsimus, sondern exemplarisches, fundiertes und reflektiertes Han­
deln für unsere studentischen Interessen. Der RCDS stellt so sachliche 
Kompetenz und politischen Durchsatzungswillen unter Beweis. Eine 
offensive Öffentlichkeitsarbeit darf dabei nicht fehlen. Wer zwar viel 
Gutes tut, aber nicht beachtet wird, kann keinen politischen Erfolg er­
ringen und zwar weder bei der Erreichung des jeweiligen Zieles noch 
bei der nächsten Wahl. 

c) Demokratischer Dialog 
Zur Durchsatzung studentischer Interessen schlägt der RCDS der Ge­
samtstudentenschaft die Politik des Demokratischen Dialoges vor und 
folgt ihr als Prinzip seiner Arbeit nach außen. 
Wesentliche Voraussetzungen der Demokratie sind umfassende Infor­
mation , Meinungsfreiheit und Engagement der Bürger. Diese Voraus­
setzungen werden insbesondere im Dialog als Grundform einer 
konstruktiven politischen Auseinandersetzung realisiert. Dialog in der 
Demokratie bedeutet Darstellung und Austausch von Informationen 
und politischen Positionen mit der Bereitschaft, zu einem konstrukti­
ven Interessenausgleich zu gelangen. Der Kompromiß ist in der Demo­
kratie nicht etwa Ausfluß zu weicher Haltungen, sondern das Ergebnis 
des notwendigen , legitimen Interessenausgleiches in einer Gesell­
schaft. Eine Demokratie, die diesen Interessenausgleich als "Unent­
schlossenheit" diffamiert und in der ein solcher Dialog aufgehört hat, 
wird auf Dauer nicht überlebensfähig sein. 

Demokratischer Dialog bedeutet gleichermaßen: 
gemeinsames Vorgehen unterschiedlicher, demokratischer und 
politischer Richtungen der Studentenschaft für die Anliegen der 
Gesamtstudentenschaft; 
politische Initiativen und ständiger Kontakt der Gesamtstudenten­
schaft gegenüber den Entscheidungsträgern in Parlamenten , Re­
gierungen und Parteien ; 
verantwortungsbewußte Information der Öffentlichkeit und Zusam­
menarbeit mit jedem demokratischen Partner außerhalb der Hoch­
schulen . 

Der Demokratische Dialog ist die Alternative zu einer Form der politi­
schen Auseinandersetzung, die den Kampf für bestimmte politische Ziele 
und Interessen zur obersten Richtschnur wählt, den Interessenausgleich 
durch Mehrheitsentscheidungen nicht mehr respektiert und damit für 
sich die Position einer elitären Sondermoral in Anspruch nimmt. 
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Auch Demonstrationen und Boykotts können Elemente des Demokrati­
schen Dialogs sein , wenn sie auf die Lösung von Konflikten statt auf 
unüberbrückbare Konfrontation ausgerichtet werden; sie sind aber erst 
dann angemessen, wenn andere Mittel versagt haben. 
Nur eine Politik des Demokratischen Dialoges ist .. geeignet, den Gra­
ben zwischen Hochschulen und großen Teilen der Offentliehkeil zu ver­
kleinern, das Image der Studenten und der Hochschulen zu verbes­
sern, gegenseitige Vorurteile abzubauen und damit auch langfristig ein 
Klima zu schaffen, in dem eine studentenfreundliche Politik möglich 
wird . Nur im Demokratischen Dialog kann die Politik der Isolierung der 
Studentenschaft in der Gesamtgesellschaft verhindert werden . Der 
RCDS wird daher immer wieder aufzeigen, daß diejenigen Gruppen , 
die die Politik des Demokratischen Dialoges torpedieren, sich damit 
eindeutig gegen die Studentenschaft wenden und nur ihre eigenen 
gruppenegoistischen Ziele im Sinn haben. 
Der Demokratische Dialog darf sich nicht nur in Worten erschöpfen , 
sondern muß für jeden Studenten auch täglich erfahrbar und politisch 
nachprüfbar sein. Daher ist es Aufgabe des RCDS, jedes Ergebnis­
und sei es auch nur ein Teilerfolg - des Demokratischen Dialoges in 
der Studentenschaft zu veröffentlichen . 

6. Zusammenarbeit im RCDS 

Ausgehend vom Verständnis der in unserem Grundsatzprogramm fest­
gelegten Grundwerte gestalten wir auch unsere innerverbandliehe 
Arbeit. 

a) Transparenz 
ist für uns eine Verpflichtung, aus Solidarität mehr Freiheit und Gleich­
heit zu schaffen . Gemeinsame Arbeit bedingt gegenseitige Informa­
tion . Dies gilt besonders in den Fällen , in denen mehrere Personen in 
der gleichen Sache auf verschiedenen Ebenen aktiv werden. 
Notwendige Voraussetzung für wirkliche Transparenz ist allerdings, 
daß das politische Handeln des Einzelnen nicht durch seine persönli­
chen Interessen, sondern durch die Sache selbst bestimmt ist. Ein gu­
ter Informationsfluß schafft Vertrauen und Sicherheit in der Auseinan­
dersetzung mit dem politischen Gegner wie bei der Verwirklichung un­
serer Ziele. 

b) Verantwortung im Team 
ist für uns Ausdruck freiheitlich gelebter Solidarität. Politische Arbeit 
bedeutet für den RCDS arbeitsteiliges Zusammenwirken im Team. Je­
des- auch jedes neue - Mitglied hat die Möglichkeit, an den Aktivitäten 
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des RCDS teilzuhaben und trägt damit einen Teil der Verantwortung für 
den Erfolg unserer Politik. So vermeiden wir sinnloses Einzelkämpfer­
turn und verbandsinternes Gegeneinanderarbeiten. 

Jeder Aktion geht eine offene, interne Diskussion über ihre Inhalte und 
ihre Ziele voraus. Nach jeder Aktion erfolgt eine konstruktive Manöver­
kritik mit dem Ziel, unsere Arbeit für die studentischen Interessen stän­
dig zu verbessern. 

c) Dezentralität 

ist für uns eine notwendige Konsequenz aus Freiheit und Solidarität. 
Der RCDS-Bundesverband wurde 1951 als Ring einzelner Hochschul­
gruppen gegründet. Dies ist Grundlage unserer Verbandsstruktur. Der 
RCDS ist in vier Ebenen organisiert. Fachgruppen, Hochschulgrup­
pen, Landesverbände und Bundesverband haben ihre jeweils unter­
schiedlichen Aufgaben . Landes- und Bundesverband sind nur für die 
Aufgaben zuständig, die auf der jeweils unteren Ebene nicht sinnvoll 
bewältigt werden können. Dezentralität und Flexibilität sind besondere 
Chancen der Arbeit im RCDS. Fachbereichs- und Hochschulebene 
sind die Keimzellen aller RCDS-Arbeit. Die Hauptverantwortung der 
Arbeit im RCDS tragen daher die Gruppen, die auch das Bild des Ver­
bandes in der Studentenschaft prägen . Die politische Willensbildung 
des RCDS wird auf allen Ebenen vorbereitet; die dafür notwendigen 
Diskussionen müssen in allen Bereichen des Verbandes ständig ge­
führt werden . 
Auch die Öffentlichkeitsarbeit innerhalb und außerhalb der Hochschu­
le ist eine ständige Aufgabe des gesamten Verbandes. Eine intensive 
Pressearbeit auf allen Ebenen steigert die Bekanntheil und die politi­
sche Durchsatzungsfähigkeit des RCDS. 

Die Fachgruppen organisieren ein breites Serviceangebot, wie Skrip­
ten , kommentierte Vorlesungsverzeichnisse etc. und sind kompetente 
Ansprachpartner für unsere Kommilitonen. Sie helfen Erstsemestern 
beim Einstieg in den Hochschulbetrieb. Sie führen Studenten an die 
hochschulpolitische Arbeit in den studentischen und akademischen 
Gremien heran. Mit ihrem Engagement innerhalb der Bundesfachta­
gungen für die bestmögliche Durchführung von Studienreformen ma­
chen sie deutlich , daß politische Erfolge nicht allein aus fachbereichs­
spezifischer Sicht erreicht werden können . 

Die Hochschulgruppen koordinieren auf Hochschulebene die Arbeit 
der einzelnen Fachgruppen ; sie stellen sich den Wahlkämpfen und be­
teiligen sich an der Arbeit in den studentischen und akademischen 
Gremien der Universitäten. Sie informieren die Studenten über hoch­
schulspezifische Fragen, aber auch über Themen von allgemeinem ln-

93 



teresse. Dabei setzen sie Erfolge der Lobbyarbeit auf Bundes- und 
Landesebene an der Universität um. Die Gruppen bieten hochschul­
weit Serviceleistungen an und schulen die Neumitglieder. 
Die Landesverbände vertreten studentische Interessen gegenüber der 
Landesregierung und halten Kontakt zu den Landesorganisationen von 
Verbänden und Parteien. Sie informieren die Gruppen über die Pläne der 
Landesregierung im Hochschulbereich und bieten Seminare an. 
Sie unterstützen die Gruppen in organisatorischer Hinsicht, leiten deren 
Anregungen ggf. an den Bundesverband weiter und informieren umge­
kehrt über dessen Aktivitäten. Darüber hinaus vermitteln die Landesver­
bände den Gruppen Referenten. Sie koordinieren die inhaltliche Arbeit im 
Zusammenwirken mit den Hochschulgruppen. 

Der Bundesverband vertritt studentische Interessen gegenüber der Bun­
desregierung und hält den Kontakt zu Verbänden und Parteien auf Bun­
desebene. Er informiert die Gruppen und Landesverbände über 
Aktivitäten im Bildungsbereich, Gesetzesvorhaben und wichtige Ereignis­
se. Er erstellt bundesweites Informationsmaterial und koordiniert die Ar­
beit der Bundesfachtagungen. Daneben veranstaltet der Bundesverband 
Tagungen, bietet Seminare an und vertritt den RCDS auf europäischer 
Ebene. Er koordiniert die inhaltliche Arbeit des RCDS im Zusammenwir­
ken mit den Bundesfachtagungen, Landesverbänden und Hochschul­
gruppen. 

IV. Wir gestalten Zukunft 
Als zukunftsorientierter Studentenverband muß der RCDS immer wieder 
unter Beweis stellen, daß er zu fundierter Diskussion wichtiger, aktueller 
Themen fähig ist. Nur wenn es uns gelingt, Antworten auf die dringenden 
Fragen der Zukunft zu geben, werden wir in der Lage sein, unsere frei­
heitliche Demokratie vor dem Zerfall durch den resignativen Rückzug 
breiter Bevölkerungsschichten in den privaten Bereich zu bewahren. 
Auch geht es darum, die Akzeptanz gegenüber unserer pluralistischen 
Gesellschaft zu erhöhen. Wir Studenten wollen mit einer grundwertebe­
zogenen Politik die ethischen Herausforderungen der Zukunft anneh­
men: Wir wollen Zukunft gestalten. Diesem Anspruch müssen wir durch 
intensive programatische Arbeit und Diskussion innerverbandlieh und in 
den Hochschulen gerecht werden. Im folgenden werden Themen ge­
nannt, denen sich der RCDS in seiner programatischen Arbeit verstärkt 
widmen sollte, ohne damit Anspruch auf Vollständigkeit zu erheben. 

1. Weiterentwicklung der parlamentarischen Demokratie 

Die Offenheit der parlamentarischen Demokratie und ihrer Parteien ist 
von neuem auf die Probe gestellt: Gesteigertes lnformationsbedürfnis, 
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höhere Anforderungen an die Transparenz von Entscheidungen und Be­
teiligung zumindest durch ausführliche öffentliche Diskussion. Der gera­
de auch bei vielen Jugendlichen festzustellende Glaubwürdigkeitsverlust 
aller Parteien und der Totalverdacht gegenüber Institutionen hat auch sei­
ne Gründe im Verhalten derer, die diese Institutionen repräsentieren . 
Der RCDS muß versuchen, Konzepte zur Verbesserung der Partizipation, 
zur stärkeren Einbindung aller Institutionen in demokratische Entschei­
dungs- und Kontrollprozesse, sowie zur Verbesserung des Ansehens der 
parlamentarischen Demokratie, vor allem in der jungen Generation, zu er­
arbeiten. Der oftmals auf Unkenntnis beruhenden "Staatsverdrossenheit" 
müssen wir an den Hochschulen Aufklärung und eine "Offensive für Ver­
trauen" entgegensetzen. 

2. Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen 
Politisch verantwortliches Handeln muß der Tatsache Rechnung tragen , 
daß insbesondere der Abbau nicht regenerierbarer, natürlicher Resour­
cen , Schadstoffbelastungen der Nahrungsmittel , Verunreinigung von 
Wasser, Luft und Boden, Verschandelungen der Landschaft, zum Bei­
spiel als Erholungsraum des Menschen, Schädigung und Belästigung 
durch Lärm und Geruch nicht nur kurzfristige Einbußen an Lebensquali­
tät bedeuten, sondern vor allem die Existenz künftiger Generationen 
grundlegend gefährden. Deshalb muß grundwertebezogene Politik nach­
haltig die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen verfolgen. 

3. Die Situation der Frauen an den Hochschulen 
Die Situation der Frauen an den Hochschulen ist nach wie vor davon ge­
prägt, daß viele auf weiterführende akademische Qualifikationen deshalb 
verzichten , weil sie aufgrund ihres Geschlechtes Benachteiligung erfah­
ren . Der dadurch hervorgerufene Verlust an wissenschaftlichem Potential 
und vor allem das persönliche Schicksal der Betroffen, nicht aber abstrak­
te Proporzquoten sind für den RCDS Anlaß, unablässig auf einen Bewußt­
seinswandel zu dringen. 

4. Risiken und Chancen der Gentechnologie 
Die Möglichkeiten der Erforschung und Manipulation menschlicher Erb­
masse stellen eine immense ethische Herausforderung für eine am Men­
schen orientierte Politik dar. Wie überall im Bereich der Forschung sind 
auch hier die Chancen so vielfältig wie die Risiken . Der RCDS wird sich 
an dem Bemühungen beteiligen, angesichts des technisch Machbaren 
die Grenzen des ethisch-moralisch Verantwortbaren abzustecken. 

5. Neue Informations- und Kommunikationstechnologien 
Die Bedeutung der Medien wird aufgrund neuer technischer Möglichkei­
ten in den nächsten Jahren noch zunehmen. Sie bieten ein großes Be­
schäftigungspotential für junge Akademiker. Die Informationsproduktion 
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durch Wort , Schrift und Bild wird in den nächsten Jahren erheblich an­
wachsen . Private Anbieterdrängen auf den Medienmarkt und durch neue 
elektronische Infrastrukturen wird langfristig allen Privatpersonen der Zu­
griff auf Datenbanken möglich sein . Hergebrachte Berufsbilder werden 
sich in vielen Bereichen ändern . 
Es gilt daher, die gesellschaftlichen Auswirkungen der neuen Kommuni­
kationstechnologien rechtzeitig zu erkennen und ihren Folgen, insbeson­
dere in Ausbildung und Beruf, Rechnung zu tragen . 

6. Arbeitswelt/Freizeitwelt 
Zunehmend ist eine ständig stärker werdende Verknüpfung zwischen den 
beiden großen Bereichen Arbeit und Freizeit zu beobachten. Der RCDS 
muß sich daher umfassende Gedanken zu einer neuen Bewertung des 
Verhältnisses von Arbeit und Freizeit in der Zukunft machen. Dabei sollte 
auch der bisher bestehende Widerspruch zwischen beiden Bereichen 
überdacht werden , da sinnvolle Freizeitbeschäftigung mehr und mehr 
auch als nützliche Ergänzung der Arbeitstätigkeit verstanden werden 
könnte. 
Im Bereich der Ausbildung und Erziehung tritt daher das Ziel der sinnvol­
len und verantwortungsbewußten Freizeitbeschäftigung zukünftig ver­
stärkt neben das bis heute fast ausschließlich vertretene Ziel einer mög­
lichst optimalen Vorbereitung auf die zukünftige Berufs- und Arbeitstä­
tigkeit 

7. Für eine offene Welt in Frieden und Freiheit 
Der RCDS setzt sich für eine offene Welt ein, in der Menschen überall ih­
re Ziele in Freiheit, Sicherheit und Frieden anstreben können . Eine offene 
Welt ist eine Welt, die sich dem Frieden verschrieben hat ohne künstliche 
Schranken, die auf Ideologien, eng gefaßten nationalen Eigeninteressen 
oder traditionell bestehendem Haß beruhen. Sie bedeutet Handelsfrei­
heit, freien wirtschaftlichen Wettbewerb zwischen den Nationen; sie be­
deutet freien Austausch von Ideen und Informationen, wissenschaftlichen 
Entdeckungen und neuen Technologien über nationale Grenzen hinweg. 
Eine offene Welt besteht aus Gesellschaften, die Veränderungen offen 
gegenüberstehen und in der Lage sind, alte Verkrustungen abzuschüt­
teln und neue zu vermeiden. Es ist eine Welt, in der demokratische Insti­
tutionen tief im täglichen Leben verwurzelt sind, in der Menschenrechte 
geschützt werden , in der die Menschen leben und reisen, arbeiten und 
spielen können, ohne fürchten zu müssen, willkürlicher Gewalt, auch, 
wenn sie politisch motiviert ist, zum Opfer zu fallen. Eine offene Welt wird 
jedoch keine einheitliche, standardisierte Welt sein, in der nationale und 
kulturelle Unterschiede ausgelöscht worden sind. 

a) Ost-West-Beziehungen in einer offenen Welt 
Nirgends ist die Notwendigkeit der Schaffung einer offenen Welt au-
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genfälliger, als an der innerdeutschen Grenze. Durch Mauer Stacheldraht 
und Schießbefehl beraubt die DDR-Führung die Deutsche'n in der DDR 
ihres Rechts auf Freizügigkeit, weil sie der Attraktivität einer offenen de­
mokratis~hen ~esel_lschaft nichts entgegenzusetzen vermag. Dies z~igt: 
Waffen smd mcht d1e Ursache der Ost-West-Spannungen unserer Zeit · 
sie sind lediglich der Ausdruck des Konflikts zwischen den offenen Ge~ 
sellschaften des freien Westens und den geschlossenen Gesellschaften 
des kommunistischen Ostblocks. Nur wenn die Teilung Deutschlands und 
Europas überwunden wird , kann Europa wirklich offen sein, nur wenn es 
offen ist, wird Europa- ganz Europa- Frieden, Sicherheit und Freiheit 
besitzen. Insbesondere muß permanent überprüft werden, inwieweit das 
1986 geschlossene Kulturabkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR Chancen für eine Kontaktaufnahme auf der 
Ebene studentischer Belange bietet. Der RCDS denkt immer daran, daß 
seine unmittelbaren Vorläufer-Organisationen in Jena, Halle, Leipzig und 
Berlin (Ost) gegründet wurden . Dabei ist Berlin durch seine geographi­
sche und politische Lage eine besondere Bedeutung zuzuordnen. 

Für eine offene Welt kann die Bundesrepublik Deutschland in ihren Be­
ziehungen zur DDR und den Staaten Ost-und Mitteleuropas eine wichtige 
Aufgabe wahrnehmen. Die Bundesrepublik Deutschland ist der Staat des 
Westens mit den stärksten historischen Bindungen und der größten geo­
graphischen Nähe zu Osteuropa. Sie muß eine Hauptrolle dabei spielen , 
Veränderungen und mehr Offenheit in die geschlossenen Gesellschafts­
systeme der kommunistischen Welt zu tragen. 

b) Für ein freies und geeintes Europa 

Die europäische Einigungsbewegung ist immer eine wichtige politische 
Forderung der Studenten in Deutschland gewesen. Der RCDS war und 
ist in seinen internationalen Aktivitäten , insbesondere in der Union of Eu­
ropean Democrat Students (EDS), stets der Arbeit für ein freies und geein­
tes Europa verpflichtet. Durch die Verwirklichung des EG-Binnenmark­
tes wird zunehmend auch die Hochschul- und Bildungspolitik zu einem 
bedeutenden Feld der Europapolitik. Gerade Maßnahmen des europäi­
schen Studentenaustausches, der gegenseitigen Anerkennung von Bil­
dungsabschlüssen u.v.a.m. sind wichtige Anliegen der Politik des RCDS. 

c) Für eine wirksame Hilfe in der Dritten Welt - gegen Hunger, 
Not, Unterdrückung und Bürgerkrieg 

Der RCDS setzt sich mit Nachdruck für eine Welt ohne Hunger, Not und 
Elend ein . Da~. Gebot der christlichen Nächstenliebe verlangt von uns 
Opfer, um das Uberleben von Millionen von Menschen sichern zu helfen. 
Wir sind verpflichtet, unsere Möglichkeiten und Chancen in einer offenen 
Gesellschaft gerade für die Armen und Schwachen auch in der Dritten 
Welt auszuschöpfen . 
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Es entspricht unserem grundsätzlichen Verständnis von Solidarität, daß 
gerade wir Studenten in der Bundesrepublik Deutschland, die wir die 
Chance einer hochqualifizierten Ausbildung haben, unsere Fähigkeiten 
und Begabungen gerade auch für diejenigen zur Verfügung stellen, die 
solche Chancen in der Dritten Welt nicht haben. Hierbei steht Hilfe zur 
Selbsthilfe, der Einsatz für Freiheit und Demokratie auf der ganzen .Welt 
und für Menschenrechte überall im Mittelpunkt. Gerade über Maßnah­
men der Bildungspolitik für ausländische Kommilitonen in Deutschland, 
aber auch der auswärtigen Kulturpolitik können hier wichtige Impulse ge­
geben werden . 
Der RCDS muß immer wieder deutlich machen, daß er sich auch in kon­
kreten Aktionen diesem Grundsatz seiner Politik verpflichtet fühlt. Wir De­
mokraten engagieren uns für eine wirksame Hilfe für die Menschen in der 
Dritten Welt, gegen Hunger, Not, Unterdrückung, Bürgerkrieg und Bevöl­
kerungsexplosion . 

d) Für Menschenrechte überall - internationale Solidarität 

Der RCDS kämpft für die Durchsetzung der Menschenrechte in 
Rechts- und in Linksdiktaturen und ist auf keinem Auge blind. Der 
RCDS verurteilt Menschenrechtsverletzungen insbesondere in der 
DDR, in der UdSSR, in Kambodscha, in Rotchina, in Südafrika, Nicara­
gua, Cuba, Paraguay, Chile, in den anderen lateinamerikanischen Län­
dern und überall auf der Welt. Dadurch zeigt sich deutlich, daß es in 
der Menschenrechtsfrage nicht um Ideologien und den Ausbau von 
Machtpositionen geht, sondern wirklich um den Menschen . Das Ein­
treten für Menschenrechte überall ist Teil der Politik für Internationale 
Solidarität. 

Für den RCDS ist internationale Solidarität jedoch kein Instrument, um 
Machtinteressen durchzusetzen . Internationale Solidarität bedeutet 
das praktische Eintreten für Menschenrechte, die Beendigung jegli­
cher kolonialer Unterdrückung und die Selbstbestimmung der Völker. 
Er setzt sich dabei für die Befreiung von Völkern von Diktaturen ein und 
wehrt sich gegen die starke Präsenz sowjetischer Soldaten in Afghani­
stan, in .. Mocambique, gegen den Kampf cubanischer Truppen in Ango­
la und Athiopien und die Niederwerfung des Prager Frühlings oder der 
polnischen Arbeiterbewegung. Praktische Solidarität heißt auch, die 
Bemühungen von Amnesty International oder der Internationalen Ge­
sellschaft für Menschenrechte zu unterstützen. 
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